
L1 DILE VOM ALZENAU DAS ROV.  LA DER "L1-
NER FÜ  H DIE ERTEILUNG DES RELIGIONSUNTERRICHT.: UR:
ENSA  .HORIGE .KZAHLTEN RGUTUNGEN NTERLIEGEN
DER OHNSTEUER DEN. NACH DE  — URTE1LL DES BUNDESFINANZ-
HOS 347/50 SIND DIE BEZÜGE, INEN FÜ  H
NEN ORDENSANGEHOÖRIG: EIN AM AUSSERHAL DES

USÜBT, .KZAHLT WERDEN, STEUERLICH ALS EINKUNKFTE
DES ORDENSANGEHORIGEN NZUSEHEN.

r{@e der Kammer des Finanzgerichts Nurnberg VOmMm 1960
Aktenzeichen 172—175/59

I1m Namen des Volkes

In der Sache der Lohnsteuerhaftung bis ugust 1953 des Landratsamts
Alzenau/Ufr. hat Qautf die erufung des Rektors 0oSsSe Kress ın Schöllkrippen
vertretien durch den Re«  sanwalt Dr. Heinrich Helfrich, Bonn/Rhein, Cobur-
DEr STr. 8’ d1ie INnSspruchsentscheidun: des Finanzamts Aschaffenburg
VO.: Dpr1 1959

die Il Kammer des Finanzgerichts ürnberg
1n der Sitzung VOIN Oktober 1960 fUur Recht erkannt

Die iNnSspruchsentscheidung VO DFT1. 1959 wird, soweit sS1e die ohn-
steuerhaftung des Berufungsführers GEn  'g aufgehoben
Auf die erufung hin WIrd die Lohnsteuer des erufungsführers fiür Cdie
VO Landratsamt Alzenau gezahlten Unterrichtsvergütungen wWw1ıe olg fest-
este. 1955 322,—

1956 4  —
1957 134,—

DIS 31 19538 44 —
928,—

Dementsprechend Wwird die Lohnsteuer, für die das Landratsamt Alzenau
alıt TUn des Haftungsbescheids VO. November 1958 1ın Anspruch g_
OINMen worden ist, VO  » 5 auf 2  <)9 ermäßigt.
Von den osten des inspruchsverfahrens hat das and Bayern 45, der Be-
rufungsführer 1/5 tragen. Die osten der eruIiung werden dem and
Bayern 7/40, dem Berufungsführer 3/40 auferlegt.
Der Wert des Stireitgegenstandes wiıird für das Einspruchsverfahren auf

695,— un für das Verfahren ber die Berufung auf 0  — fest-
este.

RÜNDE
Streitig 1st, ob Clie ahlungen des Landratsamts Alzenau das Provinzialat
der Pallottiner für die rteilung des Religionsunterrichts der Kreisberufs-
schule durch den Berufungsführer (B{), der Angehöriger des Ordens ist, für
die eit VO' prı bis Sß ugus 19538 der Lohnsteuer unterliegen.
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urch Vertrag VO. 30 Maı und Juniı 1956 nat sich das Provinzialat dem
Landratsamt gegenüber verpflichtet, füur den Berufsschuldienst 1M Kreıs die
erforderlı  en Religionslehrer stellen. Diese muUussen diıe für die Erteilung
des Religionsunterri  ts vorgeschriebene Voraussetizungen erfüllen Das and-
ratsamtıTt 7 für die Zurverfügungstellung einer Lehrkra{it m1T vollem Depu-
at M 29 Wochenstunden) 1nNne Vergütung, die dem Gehalt eines Angestellten,
der nach ruppe 11L der 4O}  b> bezahlt WIrd, entspricht. Als Höchstalter für die
erechnun. der Vergütung wurde das Lebensjahr vereinbart. Die das VO.
Deputat übersteigende Stundenza. WwIrd nach nebenamtlı  en Vergüftungs-
saftfzen bezahlt. Die Vergütungen monatlich qautf eın VO)] Provinzlalat
anzugebendes ONTIO zahlen. Na  R des ertrags sind die VO! Provin-
zialat abgestellten Geistlichen bei der usübun iNnres Dienstes als Religions-
lehrer im Beru{fsschuldienst ın diszıplinäarer Hinsicht den Weisungen der chul-
behörde unterwor(fen, unbeschade der Zuständigkeit der kirchlichen Stellen
fur (1ie Erteilung der M1SS10 canon1ca. en der weiteren Eınzelheiten der g_
troffenen Vereinbarungen wird autf den schriftlichen Vertrag CZU OM -
mMmMen

Das Provinzlalat beauftragte mi1t der Erteilung des Religionsunterrichts der
Kreisberufsschule den schwerkriegsbeschädigten Bf SOWI1Ee die Patres W alter

un Hermann Müller. Bis Z 31 Maärz 1956 erteilte ausschließlich der
B{f. Wochenstunden, ab Dr1 ertiellte 26 und aD eptember 1956

Wochenstunden Religionsunterricht. ater Müller 1e. VO: April bis
August 1956 neben dem Wochenstunden un! atfer 210 Sep-

tember 1956 10—15 Wochenstu  en Unterricht. Der Kreis zahlte für die nier-
richtserteilung das Provınzlalat

1955 O 392,— D  9 davon entfielen auf den Bf. 0 02 —
1956 y D  9 davon entfielen auf den Bf 985,—
1957 9 263,60 D  9 davon entfielen auf den Bf. 989,—

Januar bis
S 1958 D  ‚9 davon entfielen autf den Bf 959,—

nla einer beim Landratsamt vorgenomMenNnen Lohnsteueraußenprüfung
WUurde festgestellt, daß TT die Religionsunterrichtsvergütungen keine ohn-
steuer eiINDeNalten worden War. Das Fınanzamt vertrat unter inwels auf die
Entschließung des ayerischen Staatsminıisteriums der Fınanzen VO. Sep-
tember 1950 2220—27/2—837837 und auft das Trteil des undesfinanzhof{s

347/50 VO: Februar 1951 (Bundessteuerblatt 1951 I11 elte 73) die Auf-
assung, daß die VO. Landratsamt gezahlten Vergütungen Arbeitslohn der -
terr!  enden Patres darstellten und ordertie beim Landratsamt InmMmen mit
weliteren, nler icht streitigen eträgen 1 Haftungswege J (92,44 ohn-
steuer . VO  5 denen 4 695,10 auf die Unterrichtsvergütungen entiNnelen
el War das Fınanzamt davon aus  en, daß die esamten Unterrichts-
vergütungen dem B{f zugeflossen sind.
Hiergegen en sowohl das Landratsamt mı1T Treıiıben VO] November
1953, als auch das Provınzlalat un der B{., el mi1t Schreiben VO: Dezem-
ber 1958 INSPIU! erhoben. Über den Einspruch des Landratsamts, der neben
der nlıer anhängigen Streitifrage weitere Streitpunkte umfaßt, nat das Fınanz-
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amt bısher nicht entschieden Der Einspruch des B{f un des Provinzlalats
insowe1it Erifolg, als nunmehr die Unterrichtsverguiungen entsprechend

der ahl der erteilten Unterrichtsstunden auf den B{ und die Patres Müller
und verteilt wurden. lerdur: ermäßigte sich der Lohnsteuerhaftungs-
beirag für die Unterrichtsvergutungen auf insgesamt 3 280,90 D: von dem

gD autf die Unterrichtsvergütungen des B{if entfallen Im übrigen
wurde der Einspruch zurückgewilesen. Die Kriegsbeschädigung des Bf wurde
VO: Finanzamt ıcht berücksichtigt, weil eın nirag geste worden Wa  -

Auf die Ausführungen der Einspruchsentscheidung 1mM einzelnen wird eZU.:
g|  MM
en (1e Einspruchsentscheidun VO.: DPLI 1959 der Rechtsanwalt
Dr. Hel{frich

IUr den B{f.
TUr das Landratsamt
TUr das Provinzilalat
IUr den aier und
fUur den ater Müller

erufung e1in, die 1mM wesentlichen wı1ıe begründet nat.
DIie Entschließung des Bayerischen Staatsministeriums der Fiınanzen VO.

eptember 1950 sSe1 aul den vorliegenden all niıicht anwendbar. Das Provinzla-
lat habe sıch dem Landratsamt gegenuüber verpflichtet, die fiur den Berufsschul-
diıenst erforderlichen Religionslehrer ZU.  S Verfügung tellen. Es habe sich
1Iso ıcht verpflichtet, estimmte Ordensangehörige oder auswechselbare Or-
densangehörige Z Verfügung stellen, fUur die eiwa einen enstverirag
DANT: dem Landratsamt abgeschlossen Die Verpflichtung des Provinzilalats
gehe L11LU.  — dahın, für die Erteilung des Unterrichts urch die erforderlichen
Religionslehrer Sorgen. Es abe Iso ine estimmte übernom-
M, ın deren Erfüllung VOo. frel sel Es handle sich einen erkver-
irag 1mM Sınn des 631 Dsatz des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB), den e5

jederzeit durch Dritte erfüllen konne. Dieser Werkverirag konne ıcht 1n el-
N  S jenstiverira. umgepreßt werden.
Das Yteil des undesfinanzho{fs 347/50 betreffe einen anderen Sachver-
halt OrT. handle sich War auch einen Werkver{irag. Dieser sel aber
auftf 1ne estimmte Person abgestellt. Deshalb sSe] als Vergütung auch eın Ge-
alt vereinbart worden, das diese Person erhalten würde, WEe S1e selbst den
jenstverirag abgeschlossen Im vorliegenden al ingegen erhalte das
Provinzlalat keine ergütun für einen bestimmten Ordensansgehörigen. Die
Vergutiungen selen vielmehr objektiv auf den Erfolg bezogen, ohne daß S1e
überhaupt 1ine Beziehung dem tätigwerdenden Religionslehrer hätten.
wohl alle drel Lehrer alter als 35 Te gewesen selen, sSEe1 die Vergütung nach
dem ehalt eines 35Jährigen Lehrers bemessen worden. Eın altersmäßig VeL-

gleichbarer Lehrer 1Iso mehr Gehalt bezogen
Die Entschließung des ayerischen taatsministeriums der inanzen un das
rteil des Bundesfinanzhof{fs könnten abDer auch dann keine nwendung fin-
den, wenn S1e auf den vorliegenden Sachverhalt assen wurden. Sie verstoßen

das rundgesetz und das geltende Reichskonkordat. Nach Artikel
140 des Grundgesetzes (GG) ın Verbindung mift Artikel 137 der Weimarer
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Reichsverfassung ordnen und verwalten d1e Religionsgesellschaften ihre

Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken des fUur alle geltenden
Rechts.-Nach Artikel des Reichskonkordats unterlaägen auch en hinsicht-

lLich der Ordnung ihrer eigenen Angelegenheiten un! der Verwaltun 1Nres

Vermögens staatlicherselts keiner Beschränkun Bezüglich des Einkommens

inrer Mitglieder hatten S1e die Regelung getroffen, daß ihre Mitglieder eigenes
Arbeitseinkommen icht aben, sondern daß das, Was durch Yrbeit VO.  - dem

Mitglied erworben WwIird, ohne welteres der en erwerbe (Can 580 JC)
Wenn die en inre Angelegenheiten geregelt aben, verstoße jede äandere

Regelung, Se1 die eines Gesetzgebers, einer Verwaltungsbehörde oder eines

Gerichts das Konkordat.
Ziu nrecht beziehe sich der Bundesfinanzhof 1 rteil 347/50 auf 310

BG.  D darzutfun, daß die ubernommene kanonische Verpflichtung des Or-

densangehöriıgen durch Trbeıit iıcht fUr sich, sondern fur den en CI-

ben, hinsichtlich kün{ftiger Vermögensvorteile bürgerlich-rechtlich unwirksam
SEe1 Die Arbeitskra{ft gehoöre icht ZU. kün{itigen Vermögen 1 Sınn dieser
Vorschrifift ermogen 1m Sinn dieser Vorschrift se1l  - LUL das gegenständliche
ermögen (Sachen un Rechte), das überiragen werden konne. Die ATDe1S-
Ca selbst N nıcht übertragbar, sondern NUur das, Was durch S1e erworben
werde, 1Iso Forderungen au Arbeitsleistun Der AT 310 BG  o etireIie L1LLULX das
schuldrechtlı Innenverhältniıs zwischen en un Ordensangehörigen, iıcht
aber den dinglichen Übertragungsakt der Abtretung der orderun Aaus Ar-

beitsleistun Diese Abtiretitung se]l rechtswirksam  < auch dann, wenn das oblıga-
orische Rechtsgeschäft eiwa nach 310 BG  o nichtig sein sollte In diesem

könnte der Ordensangehörige lediglich AaUus 812 BG.  o geltend
machen. Da auch künftige Forderungen abgefreten werden können, abe das

Reichsgericht wiederholt ausgesprochen Die künftige Forderung mUsse 1U

genügend estiumm oder wenigstens estimmbar se1ın, daß U  F noch ihrer
Entstehung bedürfte, die Übertragung VO.  - da a ohne weilteres wirksam
werden lassen. orderungen AUS Arbeitsleistungen einer Person sejen aber
nne Schwierigkeiten VO.  - vornherein bestimmbar. Deshalb konne auch ein
Ordensangehöriger uniIuge Forderungen aus der Zurverfügungstellung seiner
Arbeitskra{it bürgerlich-rechtlich wirksam den en apireien.
Daß das Ordensgelübde steuerlich beachtet werden müÜüsSse, ergebe sich schon
aus d bsatz des Steueranpassungsgesetzes ND' Im rteil 249/52

VO. März 1953 (Bundessteuerblatt 1953 1LI1 e1ıte 118) abe auch der Bun-
desfinanzhof{f unter Bezugnahme autf diese Vorschri{ft das Ordensgelübde steuer-
lich berücksicht1ig OTrT habe die Einkün{ife einer Ordensangehörigen Adaus

einer Leibrentie unmittelbar der Ordensgenossenschaft zugerechnet. Wenn aber
die einem Ordensangehörigen persönlich zustehend‘!' Leibrente auf Grund des
eiu  es der TMU: zufließe, sel icht einzusehen, WaTrum) der einem Or-
densangehörigen angeblich persönlich zustehend!' Arbeitslohn AaUS dem gleichen
Grunde icht auch dem en zufließen SOo.
Dem rtel des Bundesfinanzhof{fs 347/50 könne auch insoweilt icht bei-
gepflichtet werden, als den Ordensangehorigen einem Weltgeistlichen gleich-
geste. abe Eın eltgeistlicher erhalte VO  - der Kirche Gehaltsbezüge. aIiur
stelle seine Arbeitskrafit 1mMm ahmen einNes Jlenstverirags ZU.  — Verfügung.
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DIie Dienstleistun des Ordensangehörigen beruhe dagegen icht auf einem DCI-
sönlichen jenstverhälinis, sondern ausschließlich äautf der VO  - ıhm übernom-

Gehorsamspf{licht
Es sSe]1 auch nıcht richt1g, da die drel Lehrer IM den Organismus der ule
WI1e die anderen Lehrer eingegliedert selen. Die Lehrer der ule unterlägen
der Weisungspf{licht ihres Dienstherrn, des Landratfsamts Alzenau. Die VO:

Proviınzialat abgestellien Lehrer unterlägen dagegen der Weisung des Proviın-
zlalats. el abe sich das Provinzialat den ehr- und undenplan
halten. Es köonne aber jeder Stiunde einen anderen Lehrer eordern. Dem
Landratsamtft Alzenau verbleibe edigl]l!: die Möglichkeit prüfen, o die
ausgewählte Lehrkraft die Voraussetizungen TUr die Verwendung 1M Beru{fs-
schuldienst erfullt der icht. In diesem Zusammenhang hat der B{. autf das
rteil des eilchsfinanzho{fs VO Maärz 1931 (Reichssteuerblat 1931 e1ıte 003)
verwıiesen.
Der Bf. 1ST autf Tun dieser Ausfiführungen der Au{ffassung, daß d1ie VO  3 and-
ratsamıtı TÜr seine Unterrichtstätigkeit das Provınzjalat gezahlten Vergü-
Lungen unmittelbar dem Provinzlalat zugeIilossen selen und deshalb bei ınm
icht der ohnsteuer unterliegen. Er hat deshalb beantragt, den das
Landratsamt ergangenen Haftungsbescheld insoweit aufzuheben, als mıit ıhm
ohnsteuer fur die auf sSe1ine Unterrichtstätigkeit entfallende Vergütung ange-
ordert wurde
Vorsorglich hat beantiragt, den Haftungsbeirag 1mM der ejahun der
Lohnsteuerpflicht Quti d1ie ohnsteuer ermäßigen, die sich fur die einzelnen
Streitjahre bel Berücksichtigung selner persönlichen Besteuerungsmerkmale
ergeben wüuürde. Hierzu hat vorgefiragen, daß ıihm durch Fahrten mi1t dem
eigenen Pkw AD 23 km VO  5 seinem ONNSITZ entfernten ule 1mM TEe 1955

140 en un 1956, 1957 un 1958 je 200 en Aufwendungen entstan-
den sel]en, deren Berücks1  Ligung als Werbungskostien beantrage. Ferner
abe 1955 800 D 1956 100 1957 Y.00 D  9 und 1958 600 fur wlıssen-
scha{ftliche We gespendet. Die Spendenbelege hat vorgelegt.
uberdem hat CT durch Vorlage einer Bescheinigung des Versorgungsamts
Würzburg nachgewlesen, daß die inderung selner Erwerbsfähigkeit iın den
Streitjahren etiragen habe
Das Fiınanzamti hat die Berücksichtigung dieser Aufifwendungen als Wer-
bungskosten un Sonderausgaben und die Gewährung des Freibetrags
fur Körperbeschädigtie ın dem geltend gema  en Umfang keine edenken CI -
en Es hat sich ferner grundsätzlich mi1t der Anwendung der Jjeweilligen
Lohnsteuer-Jahrestabelle einverstanden erklärt Im übrigen hat beantragt,
die Berufung zurückzuwelsen.
en der weiteren Ausführungen der Beteiligten ım einzelnen WwIrd auf die
gewechselten Schriftsätze eZU. g|  MM

Obwohl der sanwalt Dr Helifirich die erufung auch amens des and-
ratsamts Alzenau, des Provinzlalats der Pallottiner Limburg un! der Patres
Walter und ermann Müuüller eingelegt nat, entscheidet die Kammer -
na IS über die erufung des BfDie Dienstleistung des Ordensangehörigen beruhe dagegen nicht auf einem per-  sönlichen Dienstverhältnis, sondern ausschließlich auf der von ihm übernom-  menen Gehorsamspflicht.  Es sei auch nicht richtig, daß die drei Lehrer in den Organismus der Schule  wie die anderen Lehrer eingegliedert seien. Die Lehrer der Schule unterlägen  der Weisungspflicht ihres Dienstherrn, des Landratsamts Alzenau. Die vom  Provinzialat abgestellten Lehrer unterlägen dagegen der Weisung des Provin-  zialats. Dabei habe sich das Provinzialat an den Lehr- und Stundenplan zu  halten. Es könne aber zu jeder Stunde einen anderen Lehrer beordern. Dem  Landratsamt Alzenau verbleibe lediglich die Möglichkeit zu prüfen, ob die  ausgewählte Lehrkraft die Voraussetzungen für die Verwendung im Berufs-  schuldienst erfüllt oder nicht. In diesem Zusammenhang hat der Bf. auf das  Urteil des Reichsfinanzhofs vom 4. März 1931 (Reichssteuerblatt 1931 Seite 663)  verwiesen.  Der Bf., ist auf Grund dieser Ausführungen der Auffassung, daß die vom Land-  ratsamt für seine Unterrichtstätigkeit an das Provinzialat gezahlten Vergü-  tungen unmittelbar dem Provinzialat zugeflossen seien und deshalb bei ihm  nicht der Lohnsteuer unterliegen. Er hat deshalb beantragt, den gegen das  Landratsamt ergangenen Haftungsbescheid insoweit aufzuheben, als mit ihm  Lohnsteuer für die auf seine Unterrichtstätigkeit entfallende Vergütung ange-  fordert wurde.  Vorsorglich hat er beantragt, den Haftungsbetrag im Falle der Bejahung der  Lohnsteuerpflicht auf die Lohnsteuer zu ermäßigen, die sich für die einzelnen  Streitjahre bei Berücksichtigung seiner persönlichen Besteuerungsmerkmale  ergeben würde. Hierzu hat er vorgetragen, daß ihm durch Fahrten mit dem  eigenen Pkw zur 23 km von seinem Wohnsitz entfernten Schule im Jahre 1955  an 140 Tagen und 1956, 1957 und 1958 an je 200 Tagen Aufwendungen entstan-  den seien, deren Berücksichtigung als Werbungskosten er beantrage. Ferner  habe er 1955 800 DM, 1956 1100 DM, 1957 900 DM, und 1958 600 DM für wissen-  schaftliche Zwecke gespendet. Die Spendenbelege hat er vorgelegt.  Außerdem hat er durch Vorlage einer Bescheinigung des Versorgungsamts  Würzburg nachgewiesen, daß die Minderung seiner Erwerbsfähigkeit in den  Streitjahren 80 v. H. betragen habe.  Das Finanzamt hat gegen die Berücksichtigung dieser Aufwendungen als Wer-  bungskosten und Sonderausgaben und gegen die Gewährung des Freibetrags  für Körperbeschädigte in dem geltend gemachten Umfang keine Bedenken er-  hoben. Es hat sich ferner grundsätzlich mit der Anwendung der jeweiligen  Lohnsteuer-Jahrestabelle einverstanden erklärt. Im übrigen hat es beantragt,  die Berufung zurückzuweisen.  Wegen der weiteren Ausführungen der Beteiligten im einzelnen wird auf die  gewechselten Schriftsätze Bezug genommen.  I  Obwohl der Rechtsanwalt Dr. Helfrich die Berufung auch namens des Land-  ratsamts Alzenau, des Provinzialats der Pallottiner Limburg und der Patres  Walter Schell und Hermann Müller eingelegt hat, entscheidet die Kammer zu-  nächst nur über die Berufung des Bf. ...  2252905



I1
Die eruiun des B ist zuläss1g. Er konnte den dem Landratsamt

zugestellten Haftungsbescheld, soweit ın diesem ohnsteuer f{Ur Sseline erguü-
tungen nachgefordert worden 1St, selbständig Einspruch einlegen (Urteil des
Bundesfinanzhof{is 347/50 Daß nach dem Rubrum der Einspruchsentschei-
dung VO. DL NUrLr über den Einspruch des Provinzialats entschieden
worden 1ST, hat keine Bedeufung. Die Einspruchsentscheidun 1sStT auch Qauti den
Einspruch des Bi und mi1t irkung ihne Das ergibt sich AaU:

den Gründen der seinem Bevollmächtigten zugestellten Einspruchsentscheidung
Die eruIiun. ist teilweise begründet
Die VO. Landratsamt das Provinzialat IUr die rteilun des Religions-

unterrichis durch den Bf gezahlten Vergütungen unterliegen der ohnsteuer
Denn nach dem Yrteil des Bundesfinanzho{is 347/50 S‚ dem sich die Kam-
INer anschließt, Sind d1ie Bezüge, die einen en fUur einen Ordensangehö-
rıgen, der e1n Amt außerhalb des Ordens ausübt, gezahlt werden, steuerlich
als uniIitie des Ordensangehörigen nNzusehen. Sie unterliegen der ohn-
steuer, WeNn sich bel diesen Einkünften Arbeitslohn handelt.

Dem Eınwand des Bf., dalß diesem rteil ein anderer Tatbestand zugrunde-
gelegen habe, vermas die Kammer iıcht beizupflichten Der vorliegende Sach-
verhalt weicht War ın ein1gen Eiınzelheiten VO Tatbestand des rteils des
Bundes{finanzhoi{is aD Diese Abwelil  ungen iınd Der icht erheblich, daß
sS1e 1ne andere steuerliche Beurteilung rechtfertigen könnten, zumal der Bun-
desfinanzhof, WwW1e die Formulierung des Leitsatzes zel bel der Besteuerun
der außerhal des Ordens ätıg werdenden Ordensangehörigen 1m Interesse der
eichmäßigkeıit der Besteuerung ıne typische Betrachtungsweise angewendet
Mar An der Typisierung VO Tatbeständen ın estimmten Grenzen hat die
Rechtsprechung des Bundesfinanzho{s festgehalten, unter der Voraussetzung,
daß S1e nicht dazu Lührt, uüuber offensichtliche Besonderheiten des Einzelfalles
hinwegzugehen und ungleli  e gleichbehandelt (vergleiche Urteile des
Bundesfinanzhoi{is VO. 25 eptember 1956 256/55 und VO Juniı 1957
158/56 Bundessteuerblatt 1957 111 elte und elte 286 ınd die dort 71=—-
tierte Rechtsprechung). Das ist aber Dei nwendun der 1M rteil des Bun-
desfinanzho{is 347/50 entwickelten .rundsäatze auf den vorliegenden Sach-
verhalt nicht der all Auch nach dem Tatbestand des Urteils des Bundes{finanz-
ofs bestanden bürgerlich-rechtliche Vertragsbeziehungen Tn  Can zwischen dem
Proviınzlalat un der katholis  en Kirchengemeinde DZW. dem für die Kurlen-
gemeinde zustandıgen Bischof(, nıcht ber zwischen dem die Seelsorge aus-

übenden Ordensangehörigen und der Kirchengemeinde DZW. dem Bischof.
Nach dem Inhalt dieses ertrags War dem Provinzialat die usübun der
Pfarrseelsorge durch eines seiner Mitglieder ın übertragen worden, wofür
das Provinzlalat die für einen Pfarrkuraten übliche Vergütung eZzo Demnach
estimmte 1Iso äauch nach diesem Vertirag das Proviınzlala eines selner Mit=
glieder 7A0}  — usubun der Seelsorge, und War ihm überlassen, diesen Or-
densangehörigen abzuberufen un: durch einen anderen ersetzen. Insoweit
1€e; der 17 vorliegenden all entscheidende Sachverhalt glel Daß das
Provinzialat 1mM Streitfall 1M auie des Streitzeitraumes vornehmlich gen
des Umfangs des Unterrichtfs tatsächlich insgesamt drei Ordensangehörige
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mIi1t der Erteillung des Religionsunterrichts der Berufsschule beauitfragt hat,
vermag deshalb ebensoweni1g 1nNe andere steuerliche Beurteilung recht{ferti-
gZen W1e die Tatsache, daß die das Provinzlalat leistende Verguüutung fUur
die urverfügungstellung einer Lehrkrafit MI1 vollem Deputat auf das ehalt
eines Angestellten der 'TO  b> TuppPpe OI 1M er VO.  - ebens]  ren be-
chränkt WAar. die VO: Provinzialat abgesteilten Religionslehrer eın höheres

erhalten hätten, WEenNn S1Ee mi1t dem Landratsamt Anstellungs-
verträge abgeschlossen hätten, W1e der B{if. behauptet, kann dahingestellt blel-
ben. Denn nach 16 des Berufsschul-Geseizes VO. 25 März 1953 (Bereinigte
ammlung des bayerischen Landesrechts 1302 DIsS 1956 Bay I1 595)
MU. die Besoldung der hauptamtlichen un nebenamtl lı  en Lehrkräfte Be-
ufsschulen angemessen Se1IN. Sie ist angemessen, WeNnNn s1e den unter Beteili-
gun des Staatsministeriums der Fiıinanzen aufgestellten Bestimmu: des
taatsmını]ısteriums fur nierr1 und ultus entspricht. Daß die VO: and-
ratsamt gezahlten erguüutungen diesen Voraussetizungen icht entsprochen ha-
ben, wurde VO. B{ nicht behauptet. Es kann ferner dahingestel. bleiben, oD
das Provınzlala nach dem Veritrag berechtigt gewesecnh wäre, jeder ntier-
richtsstunde einen anderen Ordensangehörigen eordern Denn hat ine
SO. Maßnahme, die die ordnungsmäßige U ia  uhrun des Religionsunter-
chts erhe beeinträchtigt a  e iıcht getro{ffen. Der Unterricht wurde
vielmehr während des anzen Sireitzeitraumes TU VO. dem BT und VO  S Pa-
ter E, VO:  5 der kurzen Tätigkeit VO ater Müller abgesehen, durchgeführt
Die Tatsache, daß der Bf Ordensangehöriger IST: und als solcher das Kloster-
gelübde, das Cdas Gelübde der TL ın sich schließt, abgele hat, STEe. se1lner
Einkommensteuer- DZW. Lohnsteuerpf{li  1L nıcht entigegen. Die feijerliche Pro-
fess hat die kirchenrechtliche Wirkung, daß der Professe erwerbs{fähı bleibt,
ber vermögensunfähig WwIrd Was erwirbt, erwirbt dem Klosfier (verglei-
che Eichmann-MOörsdor: Kırchenrech Auf{flage and e1ite 507) Der el1!  m
finanzho{f und der Bundesfinanzhof Urteil des Reichsfinanzho{fs VO. Marz
1931 VI 8832/30 ammIlun. and elte 270 un Tie des Bundes{fifinanz-
ho{fs 347/50 a.a.QO.) en dieser, beim Eintritt ın den en leistenden
kanonischen Verpfli  ungen durch rbeilit ıcht für S1 sondern fÜür den Or-
den erwerben, hinsichtlich der kün{fftigen Vermögensvorteile keine Wirkung
beigemessen, weıl eın Verirag, durch den sıch der 1ne eil verpfll  et, eın
künftiges ermogen der einen TUl  el. SE1INESs künftigen VermOöOgens ber-
tragen der mi1t einem Nießbrauch elasten, nach 310 BG.  w nichtig 1ST (ver-
gleiche auch Brünneck „Das Klostergelübde un seline ermögensrechtliche
Bedeutung“ 1n Gruchot’s eiträge Z Erläuterung des eutischen and
49 e1te 193 D
Wenn sich der B{if. demgegenüber unter inwels Qaut die Rechtsprechung des
Reichsgerichts iın Ziıvılsachen darauf berufft, daß nach bürgerlichem Recht auch
ünfftige Forderungen abgefifretien werden koönnen, sS1e genügend esiimm
oder wenigstiens estimmba S1INd und daß die 35 Abtreiung
auch dann rechtswırksam sel, WeNnl das obligatorische Rechtsgeschä{ft nach

310 BG  &b nichtig sein sollte, 1äßt sich daraus N die Au{ffassung
des Bundesfinanzho{is herleiten Das VO: geleistetie Armutsgelübde ent-
ält jedenfalls keine bürgerlich-rechtlich wirksame VO  =) einem bürgerlich-
rechtlich nı  d  en Verpflichtungsgeschäft losgelöste — Ab{ireiun seliner sämt-
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en künfitigen Forderungen AaUuUSs rbeit den en. enn die Profeß hat
nach bürgerlichem echt keine iırkung auf bürgerlich-rechtlichem ebiet
(vergleiche Eichmann-Mörsdori: a.9.Ö0 elte 50U7/ und die dort ziL1erie Litera-
LUr Sowle Brünneck a.a3.0 elte 204) Daß aber bei der anläßlich der eISTUN.
des Armutsgelübdes durch den B1 eLiwas vorgenomMMeEN worden sel, Was

Berhalb des ahnmens des kırchlıch ebotenen und
@CN läge, und den Tatbestand eines gültigen bürgerlich-rechtlichen Ver-
tragsabschlusses, i1wa die „dinglich“-wirksame Abtretung sämtlicher künfi-
en Forderungen A US Trbeit enthielte, ist VO. Bit weder behauptet noch
dargelegt worden (vergleiche auch Trteil des Reichsfinanzho{is VI 882/30
Aa unter 11.) Daß ım Klostergelübde keine bürgerlich-rechtlich beach-
en Abireiung aller künftigen Forderungen au  N rbeit Jegt, erg1bt sich
auch Aaus folgendem weiligert siıch der Ordensangehör1ge, der auch nach irch-
em echt erwerbsfIfähig bleibt, seinen Erwerb ın Erfüllung selnes e1Ub-
des dem Kloster überlassen, erwarten ihn In Maßregelungen. Das
Kloster hat jedo den Ordensangehoörigen keinen bürgerlich-rechtlı-
chen Anspruch aut die Überlassung selines Erwerbs (vergleiche Brünneck a.a.0
elle 206) Deshalb kannn die nach bürgerli  em echt egebene Möglichkeit,
unter estimmten Voraussetzungen ünftige Forderungen echtswirksam aDbzu-
treten, für den Streitfall keine VO  ® der KRechitsprechung des undesfinanzho{fs
abweichende Beurteilung rechtfertigen.
Daran andert auch der 1Nnwels des Bf autf x  Q bsatz StÄNDG N Das
Trie des Bundesfinanzhofs VO Maärz 1953 249/52 (Bundessteuer-

1953 I1LL elte 118) behandelft, Ww1e auch der B{f. zug1b{i, einen anderen Taf=-
bestand. Denn dort veriugtie die Klosterangehörige, die nach den Regeln inhres
Ordens ihr lgentum ehalten dur{fte, Der auf jegliches Nutznießungs- un

Verf_ügungsrecht darüber zugunsten des Klosters verzichten mMu.  e icht über
künftiges sondern über gegenwärtiges Vermögen. Der VO der Klosterirau
gunsien des Osters ausgesprochene, ernsthafit ewollte und durchgeführte
Verzicht auf die Verwaltung und Nutznießung ihnhrem gegenwärtigen Ver-
mögen entspra 1M wirtschaftli  en rgebnis einem Nießbrauch, der gemä

Satz StAÄAnNnDG steuerlich beachtet werden MU. Eın Nießbrauch
einer Leibrente bürgerlich-rechtlich este. werden konnen ($ 1073 GB)
Die Bestellung eines Nießbrauchs künftigen Forderungen aus Arbeitslohn
wäre pen der Unverzinslichkeit der künftigen Forderungen bürgerlich-recht-
lich nicht möglich. ($ 1076 BG. vergleiche auch die Ausführungen des Bundes-
iınanzho{is 1mM Urteil 347/50 „Man annn iıcht AUS dem Gelübde der AT=
mMut auf ıne „Verwaltung un Nutznießung“ Arbeitslohn schließen‘“). S1e

ebenso w1e 1ine Abtiretung sämtlicher küunftiger Forderungen zunächst
auch keinerlei wirtscha{itliche Wirkungen, die iıne nwendun. des $ ADb-
atz STANDG rechtfertigen könnten, ZAUL  a Eıne wirtschaftliche AÄAuswir-
kung erg1ibt sich vielmenr YST dem Zeitpunkt, dem entweder das Kloster
Qautf Trun des mi1t dem Arbeitgeber ges  lossenen ertirags einen NSpruc|
auf die Lohnforderung für die Tätigkeit des Klosterangehörigen erwirbt, oder
wWwWenn der Klosterangehörige die selbsterworbene Forderung Aaus einem AT-
beitsverhältnis 1n Erfüllung seiner kirchen-rechtlichen Verpflichtung dem Klo-
sfier uDerläa.
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Zuftfreifend hat das Fınanzamt angenommen, daß der mithin unbeschränk e1in-
ommensteuerpflichtige Bf Einkuni{ite aus nichtselbständiger Trbeit ($ E1ln-
kommensteuergesetz STIiG und QQ un Lohnsteuerdurchführungsver-
ordnung — | bezogen nat un daß das andratsamt Alzenau als AÄAr-
beitgeber behandeln 1sSt
Nach dem Einkommensteuerrech ist für den Begri{ff des Arbeitslohns wesent-
MCH. daß iıne unselbständige Tätigkeit ausgeü WwIrd. Eine unselbständige Ta-
t1gkeit leg dann VOL, WEeNnNn der Leistende nıcht sowohl die elIStun. als viel-
mehr seine Arbeitskraf chuldet (Urteil des undesfinanzho{fs 34'7/50 S5)
Diese Voraussetizung War 1 Streitfall gegeben Denn der Bf. un die Patires

un uüller, die nach dem Verirag zwischen Landratsamt und Provın-
zialat die vorgeschrıebenen Voraussetzungen füur die Erteilung VO  5 Religions-
untferrl]: Schulen erIiullen mußten, hnatten dem Landratsamft egenuüber
nıcht einzelne Leistungen erbringen, sondern den gesamten lehrplanmäßi-
gen Religionsunterricht der Beru{fss  ule erteilen. Diese Tätigkeit über-
stıLe der Stundenzahl und dem m{fang nach das Aufgabengebiet einer aupt-
eruflichen Lehrkra{t. Hauptberufliche Lehrkräfite Offentlı  en Schulen
chulden aber ihre Arbeitskraf{t.
Der Bf STAn bel der Erteilung des Religionsunterrichts auch 1n einem Dienst-
verhältnis. Er War iın den Organısmus der ule eingegliedert un den Wel-
Sungen der Schulleitun. folgen verpflichtet. Das erg1ibt sich daraus, daß
hinsichtlich des Orts, der e1it und des m{fIanges der Unterrichtserteilung
den VO  =) der Schule aufgestellten Stundenplan ebunden Wa  - Seinem ntier-
richt mMUu. die Rıchtlınien und undenta{feln des ayerischen Staatsmini-
ster1ums TUr Unterricht und ultius zugrunde egen ($ Beru{fsschul-Gesetz
VO. Marz 1953 a.a.0.) Nach des ertrags zwıschen Provinzlalat un
Landratsamt War auch 1n disziplinärer Hiıinsicht den Weıisungen der Schul-=
behorde unterwortifen. Da mithın elinNne estie Eingliederung 1n den Lehrkörper
der ule vorlag, 1ST steuerlich hne Bedeutung, daß die Unterrichtstätig-
keit des B{f se1t DL 1956 eın volles Deputat mehr umfaßte, sondern sich
auf und seit September 1956 auf ochenstu:  en beschränkt (vergleiche
auch Ha bsatz der ohnsteuerrichtlinien Z ASEN — 1960, die selbst
bel nebenberuflichen Lehrern schon bei sechs Unterrichtsstunden wochentlich
ıne ESTE Eingliederung annehmen).
Daß zwischen dem Bf und dem Landratsamt keın bürgerlich-rechtlicher Dienst-
verirag abgeschlossen worden SE ist hne Bedeufung. Denn der Begri{ff des
Dienstverhältnisses 1M Sınn des Dsatz und ist keinem anderen
Re:  sgebiet entnommen; ist nach steuerl:  en Gesichtspunkten auszulegen.
anach annn eın Dienstverhältnis äauch dann vorliegen, wenn der Arbeitslohn
nıcht VO. Arbeitgeber, sondern VO  5 einem Driıtten bezahlt WwIird (Urteil des
undesfinanzhof{fs 347/50 Daß der Bif nıcht al Tun eines eigenen An-
stellungsverirags mi1t dem Landratsamt ätig geworden 1ST, 1e. iın der kanon1-
chen Rechtsauffassung, nach der Ordensangehörige I: f{Uür das Kloster e1I-
ben können, begründet. Dieser kanonischen Rechtsauffassun wurde dadurch
auch bürgerlich-rechtliche Wirksamkeit verliehen, daß das Kloster sich der
ule egenüber verpiälı  ete, 1ne entsprechende, unmıtitelbar das
Kloster leistende en  un  y die {Ur den Berufss  ulunterri eriIiorder-
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en Religionslehrer tellen (vergleiche auch Eichmann-Mörsdori: aaı
e1lite 907, die empfehlen, ın den Anstellungsverirag 1ne Bestimmun QaUfIzu-

nehmen, daß der ohn oder das ehalt V  - dem betreiffenden Verband Dez0-

genNn WITd, wenn eın Religiose als Lehrer ın staatliche oder gemeindliche Dienste

trıtt) TOLZ dieser Vertragsgestaltun Walr bDer der BT 1n den Organismus der
ule SENAUSO eingegliedert und den Weısungen der Schulbehörde ın gleicher
Weise unterworien wı1ıe die weltlichen Lehrkrä{fifte Die ahlungen des and-
ratsamıts das Provinzialat, die nach dem ehalt eiNes vergleichbaren Ange-
stellten un! der ahl der geleisteten Unterrichtsstunden bemessen9L1-

den fur die Unterrichtstätigkeit des Bif geleistet. Da mıthın der außerhalb
des OSiers eine den anderen Lehrern gleichartige Tätigkeit ausgeübt hat, fur
die 1Ne 1m wesentlichen gleichartige dem m{fang seiner Tätigkeit angemes-
SCHE Vergütung gezahlt wurde, Wal 1mM Interesse einer gleichmäßigen Be-
andlun. er Steuerpflichtigen bel der 1m Steuerrecht gebotenen wirtschafit-
en Betrachtungsweise als Lohnempfänger und das Landratsamt als Arbeit-
geber ehandeln (vergleiche auch die merkun V®  5 9atz ın Fiınanz-
Rundschau 1951 eltie 178)
Diese steuerliche Beurteilung verstößt entgegen der Meiınung des Bi N1C| ga
gen Artikel 140 nach dem die Bestimmungen der Artikel 1306, 187 155 un
141 der Weimarer Verfassung VO 11 ugust 1919 WRV) Bestandteile des
Grundgesetzes S1Nd. Denn Artıkel 136 WRV besagt, daß die bürgerlichen un:
staatsbürgerlichen Pflichten, denen auch CQ1e AD Steuerzahlung g_
hört, UTrC| die usubun der Religionsfreiheit weder bedingt noch beschränkt
werden. Die ın diesem Zusammenhang naheliegende rage, o die VO Bf
geforderte steuerliche Behandlung der außerhal des Ordens allgemeinen
Wirtscha{fitsleben teilnehmenden Ordensangehörigen nicht gerade einer mıit
Yrtikel DSatz nicht vereinbarenden Bevorzugungnihres GJau=
bhens bzw. ihrer religı1ösen Anschauung führen würde, 1Läßt die Kammer anın-
gestellt
Auch eın Verstoß Artikel des Reichskonkordats VO September
1953 (Reichsgesetzblatt 1933 e1l I elte 679) un rtikel des Bayer1-
schen Konkordats VO Janugar 1925 (Bay.BS- I1 elte 639) jeg nıcht V
UTrC| diese Artikel ist esiimm (T, daß en und religiöse Genossens  afiten
iın bezug auf ihre Gründung, Niederlassung, die ahl und die Eigenschaften
ihrer Mitglieder, ihre Tätigkeit 1ın der Seelsorge, 1mM nNnierrT1: USW., ın der
Ordnung ihrer Angelegenheiten und der Verwalftung ihres Vermögens staat-
licherseits keiner besonderen es!  ränkung unterliıegen. Da die außerhal des
Ordens ätıg werdenden Ordensangehörigen nach der Rechtsprechung des Bun-
desfinanzhof{fs ın steuerlicher Hıinsıicht mit den anderen teuerpflichtigen gleich-
geste‘ werden, S1Nnd die genanntien Bestimmungen der Konkordaftfe nicht VeI-

eitiz nigegen der Auffassung des Bf kann AaUus diesen Bestimmungen auch
icht entnommen werden, daß die kirchenrechtli  en Bestimmungen, nach de-
Nen die en die einkommensrechtlichen Verhältnisse ihrer Mitglieder g_
roffen aben, insbesondere Can 580 CI den staatlichen Gesetzgeber, die
Verwaltungsbehoörden un! die erichte binden. Artikel 33 des Reichskonkor-
dats besagt nämlich gerade, daß die auf 1r Personen oder kirchliche
1n ezüglichen Materien, die 1n den vorstehenden Tiükeln nicht behandelt
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werden, fur den icht ber fur den bürgerlich-
rechtlichen und Oöffentlich-rechtlichen Bereich, der das Steuerrecht einschließt

dem geltenden kanonischen echt gemä. gerege. werden.
Obwohl mithın das andratsamt dem runde nach iur die Lohnsteuer des

BT naftet, ermäßigt sıch der Haftfungsbeira bel Berücksichtigung der persön-
en Besteuerungsmerkmale des Bf Daß der Bf. die Eintragung VO:  - Freibe-
tıragen der die ur!  uhrun des Lohnsteuerjahresausgleichs fUur die einzel-
NEe  5 Streitjahre nicht mehr geltend machen können, STEe der nachiräag-
Lichen Berücksichtigung der persönl:  en Besteuerungsmerkmale 1M aftungs-
verfahren ausnahmswelse icht entgegen, weil sich 1M Streitfall sowohl der
Arbeli  eber als auch der Arbeitnehmer üuber die Zugehörigkeit der streitigen
ergütungen ZAUR steuerpflichtigen Arbeitslohn und amı auch uber die Not-
wendigkeit der Geltendmachung der m1T diesen Bezugen zusammenhängenden
Werbungskosten, Sonderausgaben und sonstigen Freibefirägen geirrt hatten
rtelle des undeshnanzho{fs VO. Juli 1959 VI 220/57 undessteuer-

1959 HSIN elte 351 un VO ezember 1957 NI 105/55 Bundes-
steuerDblatt 1953 Tla Seite — ) Die Kammer hat m11 Zustimmung (Aes Fınanz-
MmMf{s die VO B{f. nachträglich geltend gema:  en Werbungskosten, Sonderaus-
gaben un Freibetiräge Tr KOörperbeschädigung be!]l der Ermittlung des Ha{i-
tungsbefirags beruücksichtigt. Obwohl sich die Antiräge des Bf e  L  1 auf die
Berücksichtigung der persönli  en Besteuerungsmerkmale eschränkten, hat
die Kammer ım Einverständnis mift dem Fınanzamt ndsätzlich die jeweils
maßgebenden Lohnsteuerjahrestabellen zugrunde gelegt. Die Ermittlung der
ohnsteuer TÜr 1958 erfolgte Jedoch nach der Monatslohnsteuertabelle, weil
sich der Haftungsbescheid auf die Lohnsteuer IUr die Vergütungen der Monate
Januar bis ugust 1958 beschränkte. Von der Prüfung der rage, oD sich Del
Dur:  ührung des LohnsteuerJjJahresausgleichs 19538 beim Bf eine nledrigere
ohnsteuer ergeben a  e qals bel nwendung der Monatstabelle, hat die Kam-
INer abgesehen, weil fÜür dieses Jahr die 1n den Trtielılen des undesfinanzho{is
VI 220/57 un VI 105/55 genanntien Voraussetzungen nicht vorlagen. Der
Bf. wäre namlich, nachdem das Fınanzamt anla der Lohnsteuer-Außen-
prüfung die Lohnsteuerpi{ili:  i der Bezuge bejaht a  e nıcht gehindert SCWE-
SCH. die Dur:  ührung des Lohnsteuerjahresausgleichs innerhal der gesetiZz-
en TAS beantragen. Die äauf die Monate Januar bis ugust entfallenden
Monatsfreibeträge wurden 1M Einverständnis mit dem Finanzamt berücksich-
tigt.
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Ordensinterne Mitteilungen
MITGLIEDERVERSAMMLUNG DER INIGUN: HOHERER

ORDENSOBERN DER RÜ  ‚DEN UND -KONGREGATIONEN
DEUTSCHLAND

Bericht des Generalsekretärs Br. Raymundus Schmuitt C en
Vom —— Maı 1962 fand 1n Köln-Hohenlind, Caritasinstitut, die Generalver-
ammlung der Mitglieder der Vereinigung Höherer Ordensobern der Brüder-
Oorden un -kongregationen Deutschlands STa ZUu den Hauptreferaten, die die
Grundlagen des Ordenslebens behandelten, N1C| T die hoheren Or-
densobern, Ssondern auch die Novizenmeister der Kongregationen und die Lel=
ter rOßerer Häuser eingeladen worden. Insgesamt zanlte die Anwesenheits-
1STe eilnehmer

Prälat Or Dr. T’heodor Sichn i tzler, Pfarrer VO  5 ST posteln ın
KöOln, Spra über „Mragen des Konzils un die Ordensbrüder‘“

T1ledr1 b SJ München, Herausgeber der Zeitschrı für Aszese
un ystik „Geist und Leben“, behandelte ın Referaten „Die biblisch-tiheo-
logischen Grundlagen des Ordenslebens iın eutlger Sicht“ und 99  1e ra der
zeitgemäßen Anpassung der tatıgen (carıtfatıven Orden“, die sich Jeweils
ängere Diskussionen anschlossen.
Die orträge wurden ÄaUt Tonband aufgenommen. oplen der Bäander stehen
den Mitgliedern auf Anfrage ZUTLC Verfügung.
Generalsekretär BT CHP gab einen ausführlichen Bericht
üuüber die TbDeit des Vorstandes und des Generalsekretarlats, iın dem
mitteilen konnte, daß „Lagesordnung un atuten  C6 des Apostelstiftes © )

März 1962 VO  ®) der Religiosenkongregation fur re genehmigt worden
S1INd. Über die bisherige Täatigkeit 1m Apostelstift referierte eingehen
Prälat Tol. Dr. chnitzler

IL TGLIEDERVERSAMMLUNG VE  NG EBUTSCHE
ORDENSOBERN

ÄAm un! Junı 1962 trafen sich Z  — Mitgliederversammlung der Vereinigung
Deutscher Trdensobern auch 1ın diesem Te 66 deutsche hochwürdigste Her-
He Abte, General- und Provinzlalobere 1mM Eixerzitienheim Himmelsp{forten,
ürzburg
Der edankenaustausch bewegte sich diesmal VOT em das ema „Das
Ordensleben ın einer veränderten eb Das einleitende Re{ferat hielt Dr
ernnar: Haäarın CSSR, KRom, über das ema „Ireue AD TDe und Of=-
enheit fur den Ruf der Stunde
Über die „Möglichkeiten un: Grenzen der Anpassung 1n Vergangenheit und
Gegenwart“ SPTra| Dr. Lothar Ck OFM, Muünster.

<) Eiınen Bericht des WDR-Kirchenfunks über Grundlagen und Yrbeit des
„Apostelstifts“, der Freitag, dem Maı 1962, ın der Sendung 99  uelles
d Uus der Christenheit“ gebracht worden 1ST, veröffentlı  en WITLr autf elte 22110
dieser Nummer der rdenskorrespondenz
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Erganzende Ausführungen A0 ema, VOTL em AaUus praktischer Sicht, DOL
Rıchard Graäaf CSSp, KöOoln, ın seinem Referat „Anpassungsmöglı  keiten un

klösterliche Armut“
1i1ne angeregte und Ooffene Aussprache, Aaus der deutlich wurde, daß siıch das
Problem iın allen klösterlichen erbanden 1ın Nı  er Weise ste. schloß sich

jedes der vorgeiragenen eierate Die Hauptreferate werden Ww1e 1mM
Ven  nen Jahr ın der Ordenskorrespondenz vero{ffentlicht.
Besonderes Interesse fand auch das Ref{ferat des Generalsekretärs der „Vereinl-
gung der Höheren rdensobern der Schweilz (VOS), Provinzlal OSsef[i

11 urı  9 über das rgebnis einer 1960 durchgeführten „Enquete über die
apostfolischen räfte der en 1ın der Schweiz“. urch diese Enquete wollte
d1ie welzer rdensobern-Vereinigung zunächst e1IN klares ild der vorhan-
denen apostolischen räfte gewinnen, dann mit des wonnenen Ma-
erlals den verantwortlichen ern nregungen AA  r Planung und einem
ruchtbaren Einsatz der räfte geben können.
Der TrSie Vorsitzende, Provinzlal Heinrich Ha:  Z CSSp, referierte ber den
Ersten Internationalen Kongreß der Ordensberufe ın Rom SOWI1e über die ZiU-
sammenarbeit der VD mit den euts  en 1S!  oIen un dem Päpstlichen
Werk für Priesterberufe Z Förderung VO  5 Priester- un OÖrdensnachwu:
Da der bısherige Generalsekretär, Dr. 0OSe es! CSSR, Marz 1962
verstorben ist un wel weilitere Vorstandsmitglieder Dlauf ihrer AÄAmts-
zeit Aaus dem Orstan ausschelden, MU. der Orsfian Ne  C gewählt DZw. -
gänz werden. An Stelle des bisherigen langjährigen und sehr verdienten
Ersten Vorsitzenden, Provınzlal einrich Ha!  Z CSSpD, Köln, wurde Pro-
vinzlal Dr Dietmar estemeyer OF’M, Werl W., gewählt An Stelle VO  5

Generalsuperior Richard Lechner MEISC wurde Provınzlal Dr Franz GyD-
kens > Trankfurt, als Vorstandsmiftglied berufen FÜr den verstorbenen

Dr. 0Se es SSR wurde DTr. Karl Sıepen CSSR, Köln-Mülheim, mit
dem Amt des Generalsekretärs betraut.

111 MITGLIEDERVERSAMMLUNG DES KATHOLISCHEN
MISSIONSRATES

Im Anschluß die ersammlung der VD  O 1e. der Katholische Missionsrat
unter dem Präsidium VO  5 Prälat ID aus M u nd un Juni
1962 1n ÜrZDULPS: Exerzitienheim Himmelspforten, se1lne Mitgliederversamm-
Jung a Über 100 Vertreter der 1M Kath Missionsrat zusammengeschlossenen
Päapstlichen Missionswerke, höheren ern der ın der Weltmission tätigen
klösterlichen EerDande VO  5 Priestern, Brüdern und Schwestern SOWI1Ee Lailien-
organisationen nahmen der Jahresversammlung teil
Auf der agesor'  un tanden olgende Referate und Berichte „Die OrDe-
reitung unseTrer Missionare für ihre rbeit ın der Zeits VO'  5 Uni-
versitäts-Professor oSsSe MSC, Münster.
„Koordinierung der Missionspropaganda der Päapstlichen Missionswerke un:
der m1isslonlıerenden en un Genossenschaften nach römischen Dokumen-
ten“ VO:  @} Dr. eOr: S C D Leiter des rıfttumsreferates 1mM apst-
lichen Werk der Glaubensverbreitung, en.



Korreferat VO PTrov. Dr. Dietimar OF“  Z Werl

„Ergebnisse des Arbeitskreises ‚Internationale Trbeilit un! Weltmiss!ı]i:
Zentralkomitee der euts  en Katholiken, TEe1DUFr. 1962“ VO  - KTau Marla

Alberta Lücker Leliterin des Außenamtes Zentralkomitee, Bad Oodes-

berg
Diıie Arbeitsgemeinschaft fur Entwicklungshilfe“ VO Präsident aul

Koppelberg CSSD, en
Die eierate SOWEILL S1Ee HÜL alle klösterlichen erbande Deutschland VO  @

Bedeutiung SINd werden der Ordenskorrespondenz verö{ffentlicht
DIie Mitgliederversammlung wählte Prälat Dr aus Mund Präsıiıdent
des Päpstlichen Werkes fUr Glaubensverbreitung, erneut Z Präsidenten des
Katholischen Missionsrates An Stelle des verstorbenen Generalsekretärs
IDr 0Se' Flesch SSR wurde Z Generalsekretär Dr Karl Sl1epen
SSER Koln estie.

MITGLIE  VERSAMMLUNG DE,  u VE  @) OHERER
ORDENSOBERINNEN Un  AND:

Bericht der Generalsekretärın SchW. Yulana ÜOUE Düsseldorf
Vom Z Juni 1962 fand Mutterhause der Vinzentinerinnen ntier-
marchtal die Mitgliederversammlung der Vereinigung Hoherer Yrdensober1ın-
Ne  . Deuts  ands STa der iwa 217 Ordensfrauen, Abtissınnen, General-
oberınnen und -PT10T1INNERI Provinzlaloberinnen Delegierte un Begle1ıterinnen
aus den verschiedenen Mutterhäusern er deutschen DIiozesen teilnahmen
Zur großen Freude der Ordensfirauen eroöffifnete SEe Eixzellenz der OCAWUFTC-
digsie Herr Bischof Leiprec  £ VO Rottenburg die Tagung mM1

Pontiklkalmesse und nahm den eratungen teil
T1edT1C W ul{ unchen referilerfie über die evangelischen ate

heilstheologischer C und über Gestaltwandel des Ordenslebens
Hardick OF  z Munster SpPra: üÜüber Möglichkeıten und Trenzen

der Anpassung Vergangenheit und Gegenwart
Frau ultusmiıinister Dr Teu sch Koln uüuber die euts  en Ordens-
frauen Dienste der Stunde

illigis OSB eieren: beiım und der ath Jugend Düssel-
dorf behandelte das ema 39 liegen der Bundesjugendführun Kon-
taktfindung der kath Jugend mi1t den Ordensirauen
Der chwerpunkt der Tagung lag nicht der Darbiefung VO.  e Referaten, SOI1-

dern auf dem persönlı  en Gedankenaustausch Das edingte etiwas
deren TDEe1tsSsSil. als bısher Na  } den Referaten fanden sich die Ehrwürdigen
utiter unter Assıistenz Theologen kleineren reisen InNnmMen

die em!  en Anliegen und Fragen durchzuberaten Es kam 1

ussprache zustande Die Ergebnisse den kleinen Arbeitskreisen wurden
em!  en Resolutionen zusammengefaßt


